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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 9a VS 2/06 B 

 

 

 
....................................................., 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte:   .................................................., 
  

 
 
 

g e g e n 
 
 
Bundesrepublik Deutschland, 
vertreten durch das Bundesministerium der Verteidigung, 
dieses vertreten durch die Wehrbereichsverwaltung West, 
Wilhelm-Raabe-Straße 46, 40470 Düsseldorf, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin, 
 
 
beigeladen: 
 
Land Mecklenburg-Vorpommern, 
vertreten durch das Landesversorgungsamt Mecklenburg-Vorpommern, 
Erich-Schlesinger-Straße 35, 18059 Rostock. 
 
 

 

Der 9a. Senat des Bundessozialgerichts hat am 4. August 2006 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  L o y t v e d   sowie den Richter   M a s u c h 

und die Richterin   K n i c k r e h m 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Schleswig-Holsteinischen Landessozialgerichts vom 17. Januar 2006 wird als 

unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtlichen 

Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Das Schleswig-Holsteinische Landessozialgericht (LSG) hat mit Urteil vom 17. Januar 2006 

einen Anspruch des Klägers auf Beschädigtenversorgung wegen einer Herzerkrankung als 

Wehrdienstbeschädigung abgelehnt, das zusprechende Urteil des Sozialgerichts Lübeck vom 

3. Dezember 2004 aufgehoben und damit die Entscheidungen der Beklagten (Bescheid vom 

14. Februar 2002 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 15. November 2002) bestätigt. 

Gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des LSG hat der Kläger Beschwerde 

eingelegt. 

 

Die Beschwerde ist unzulässig. Die Begründung genügt nicht den gesetzlichen Anforderungen, 

weil ein Zulassungsgrund nach § 160 Abs 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) nicht ordnungsgemäß 

dargetan ist (§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG). 

 

Die Revision darf gemäß § 160 Abs 2 SGG nur zugelassen werden, wenn die Rechtssache 

grundsätzliche Bedeutung hat (Nr 1) oder das Urteil von einer Entscheidung des Bundessozial-

gerichts (BSG), des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des 

Bundesverfassungsgerichts abweicht und auf dieser Abweichung beruht (Nr 2) oder ein Verfah-

rensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann 

(Nr 3). Keinen der genannten Zulassungsgründe hat der Kläger in der Beschwerdebegründung 

formgerecht bezeichnet. 

 

Grundsätzliche Bedeutung iS des § 160 Abs 2 Nr 1 SGG - auf die sich der Kläger beruft - hat 

eine Rechtssache nur dann, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, die - über den Einzelfall hin-

aus - aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts einer Klärung durch das 

Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Ein Beschwerdeführer muss daher anhand des an-

wendbaren Rechts sowie unter Berücksichtigung der höchstrichterlichen Rechtsprechung und 

des Schrifttums angeben, welche Rechtsfragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, 

weshalb eine Klärung aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts erforder-

lich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine Klärung erwarten lässt. Um seiner 

Darlegungspflicht zu genügen, muss ein Beschwerdeführer mithin Folgendes aufzeigen: (1) 

eine konkrete Rechtsfrage, (2) ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, (3) ihre (konkrete) 

Klärungsfähigkeit sowie (4) die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm 

angestrebten Entscheidung, also eine Breitenwirkung (BSG SozR 1500 § 160 Nr 17 und § 160a 

Nr 7, 11, 13, 31, 59, 65). 

 

Diesen Anforderungen hat der Kläger nicht genügend Beachtung geschenkt. In seiner Be-

schwerdebegründung hat er schon eine konkrete Rechtsfrage nicht hinreichend deutlich her-

ausgearbeitet. Seinem Vorbringen kann im Wesentlichen entnommen werden, dass er es für 

klärungsbedürftig hält, ob die Erkrankung eines Soldaten an einer Tonsillitis während des 

1 

2 

3 

4 

5 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 3 - 

 
 

Dienstes unter widrigen Witterungsbedingungen als schädigender Vorgang bewertet werden 

könne. Soweit sich sein Vorbringen damit nicht ohnehin auf Tatsachenfragen bezieht, hat er 

ferner nicht aufgezeigt, dass sich die betreffende Frage anhand der bereits vorliegenden, ins-

besondere der vom LSG herangezogenen Rechtsprechung des BSG nicht beantworten lässt.  

 

Nach § 160 Abs 2 Nr 3 SGG, den der Kläger ebenfalls anführt, ist die Revision nur zuzulassen, 

wenn ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung 

beruhen kann; der geltend gemachte Verfahrensmangel kann nicht auf eine Verletzung der 

§§ 109 (Anhörung eines bestimmten Arztes) und 128 Abs 1 Satz 1 (freie richterliche Beweis-

würdigung) SGG und auf eine Verletzung des § 103 (Aufklärung des Sachverhalts von Amts 

wegen) SGG nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG 

ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist.  

 

Auch dieser Regelung wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht. Einer Berücksichtigung 

der vom Kläger allein vorgebrachten Rüge, die Entscheidung des Berufungsgerichts beruhe auf 

einer fehlerhaften Beweiswürdigung, steht bereits entgegen, dass die Revisionszulassung nicht 

auf eine Verletzung des Grundsatzes der freien richterlichen Beweiswürdigung gemäß § 128 

Abs 1 Satz 1 SGG gestützt werden kann.  

 

Die Verwerfung der danach nicht formgerecht begründeten und somit unzulässigen 

Beschwerde erfolgt gemäß § 160a Abs 4 Satz 2 Halbsatz 2 iVm § 169 SGG ohne Zuziehung 

ehrenamtlicher Richter. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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